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Desaster am Kofel.
Nicht 4,5, sondern bis zu elf
Millionen Euro an Mehr-
kosten könnten für die neue
Patscherkofelbahn anfallen.
Diese neueste Schätzung
bringt die Innsbrucker Koali-
tion unter Druck. Lokalteil

32 43

Verschuldete Jugend
Viele Tiroler Jugendliche können nicht mit
Geld umgehen und sind verschuldet. Seite 26

Ganzheitlicher Genuss
Südtiroler Literaturfestival lockt mit
Wein und Lesungen. Seite 12

Von Michael Sprenger

E infach neidlos! In Sachen Inszenierung ist die Bundesregierung
nicht nur gut, sondern meisterlich. Am Dienstag zeigte man der

Welt, wie man sich als Gastgeber präsentieren sollte. Schließlich
hat sich der russische Präsident angesagt. Und die Regierung wollte
von Anfang an dafür sorgen, dass sich Wladimir Putin wohlfühlt in
der alten Kaiserstadt. Kaum war Putin wieder im Flieger, packten
der Kanzler und die Minister ihre Sachen für die Klassenfahrt nach
Brüssel zusammen. Dort stand eine Sitzung des Ministerrats auf dem
Programm – und eine Werbeeinheit für den EU-Vorsitz im zweiten
Halbjahr. Die Regierung hat sich viel vorgenommen. Sie will einmal
mehr „Brückenbauer“ sein. Und weil Österreich nicht nur im Herzen
Europas liegt, sondern die Regierung ein großes Herz hat, bot Außen-
ministerin Karin Kneissl EU-Außenbeauftragter Federica Mogherini
Hilfe an, sollte Europa die Beziehungen zu Putin verbessern wollen.

Aufgeblättert

Großherzig

Sölden – Am 12. Juli ist es so
weit – da öffnen sich die To-
re zum „007 Elements“, dem
angekündigten Bond-Muse-
um am Sölder Gaislachkogel
auf 3050 Metern. Die Söl-
der Bergbahnen unter Jakob
„Jack“ Falkner haben einen
zweistelligen Millionenbe-
trag in die Verwirklichung

des cineastischen Denkmals
für den wohl berühmtesten
Agenten der Filmgeschichte
investiert.

Höchst professionell und
mit Hilfe der kreativen Köpfe
der letzten James-Bond-Fil-
me wird der Gaislachkogel als
Drehort von „Spectre“ in Sze-
ne gesetzt. Architektonisch

zeichnet der Innsbrucker Jo-
hann Obermoser verantwort-
lich. Das unterirdische Innere
wird die künftigen Besucher
in neun Hallen und Kam-
mern auf 1200 m² in eine völ-
lig neue Welt des britischen
Spions entführen. (TT)

Mehr im Lokalteil

Bond ist zurück in Sölden
Ein Blick in das „007 Elements“, einen neuen Tempel für alles rund um James Bond in Sölden. Foto: Kristopher Grunert

Juncker lobt Kurz’
EU-Gesinnung

Brüssel – Die Bundesregie-
rung flog am Mittwoch nach
Brüssel. Auf dem Programm
standen eine Sitzung des Mi-
nisterrates und ein Treffen mit
der Kommission. Hintergrund
der Reise ist der mit 1. Juli be-
ginnende Ratsvorsitz. Die
Bundesregierung hat deshalb
in Brüssel ihr Schwerpunkt-
programm zur EU-Ratspräsi-
dentschaft präsentiert – und
lud auch heimische Journalis-
ten dazu ein. Unter dem Titel
„Ein Europa, das schützt“ will
sich Österreich in der zweiten
Jahreshälfte vor allem um die
Bereiche Migration und Au-
ßengrenzschutz, Digitalisie-
rung und Westbalkan küm-
mern. Darüber hinaus will
man das Subsidiaritätsprin-
zip in der EU stärken.

EU-Kommissionschef Jean-
Claude Juncker zweifelt nicht
an der pro-europäischen Aus-
richtung der österreichischen
Bundesregierung. Juncker
sagte nach dem Besuch der
Bundesregierung in Brüssel,
er habe mit Kanzler Sebastian
Kurz (ÖVP) und Vizekanzler
Heinz-Christian Strache (FPÖ)
zu dritt über europäische Fra-

gen geredet. „Ich habe einen
guten Eindruck von der Ge-
samtregierung“, so Juncker.

Die Flüchtlingsfrage war
bei der Unterredung mit der
Kommission eines der Haupt-
themen. Juncker sagte, die
„Abwehr illegaler Einwande-
rung“ sei sowohl ein europäi-
sches Anliegen als auch eines
der betroffenen Staaten. Ich
habe mich dagegen nicht zur
Wehr zu setzen.“ Allgemein

gelte, dass „wir uns in Sachen
Quote und Flüchtlingsfragen
aufeinander zubewegen müs-
sen“. Dies sollte nicht in dog-
menhafter Weise geschehen,
sondern freundschaftlich.

Kurz betonte, es gehe beim
österreichischen Ratsvorsitz
auch darum, Akzente zu set-
zen. „Wir sehen uns als Brü-
ckenbauer in der EU.“ (TT)

Mehr auf Seite 9

Österreichs Bundesregierung will beim Ratsvorsitz
eine vermittelnde Rolle einnehmen – ohne dabei
aber auf die nationalen Positionen zu vergessen.

Kanzler Kurz und sein Vize Strache präsentieren mit den Ministern Blümel
und Kneissl das EU-Vorsitzprogramm. Fotos: APA/Schlager, Stefanie Waldecker, iStock

Handelsstreit
eskaliert

Brüssel – Die EU holt im
Handelsstreit mit den USA
zum Gegenschlag aus und
verhängt ab Juli Strafzölle auf
US-Produkte. Europa reagie-
re damit auf die von Washing-
ton erhobenen Zusatzabga-
ben auf Stahl und Aluminium
von 25 bzw. 10 Prozent, so
Vize-Kommissionspräsident
Maros Sefcovic. Die Gegen-
maßnahmen könnten sich
auf eine Reihe von US-Pro-
dukten, von Orangensaft bis
hin zu Bourbon-Whiskey, er-
strecken. (APA)

Mehr auf Seite 19

34,5 Mio. Euro
für Gemeinden
innsbruck – Vor zehn Jahren,
am 11. Juni 2008, wurde der
Tiroler Agrarstreit vomVerfas-
sungsgerichtshof zugunsten
der Gemeinden entschieden.
Sie erhielten von den bäuer-
lichen Agrargemeinschaften
die Verfügungsgewalt über
ihr Gemeindegut zurück und
auch das zwischenzeitlich
mit ihren Grundstücken er-
wirtschaftete Vermögen. Der-
zeit besitzen die Gemeinden
trotz Entnahmen ein „Agrar-
vermögen“ von 34,5 Millio-
nen Euro. (pn)

Mehr auf den Seiten 2, 4

Pflege in Finanznöten
Die Finanzierung der Pflege war gestern Thema beim 68. Städtetag in
Feldkirch. Der ehemalige Wiener Bürgermeister Michael Häupl regte eine
Diskussion um die Finanzierung der Pflege an. Ebenso wie die Pflege-
Experten, die am runden TT-Tisch diskutierten. Mehr auf Seite 3 Foto: iStock
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Analyse

Bauernbund-Catenaccio war
Bremsklotz in Agrarfrage

Von Peter Nindler

A
grargemeinschaften: ein Zungen-
brecher, aber mit viel politischem
Sprengstoff. Schließlich waren die

in den 1950er- und 1960er-Jahren behörd-
lich forcierten und genehmigten Besitz-
verschiebungen von Gemeindegrund und
-wald an bäuerliche Agrargemeinschaften
schlichtweg verfassungswidrig. Wie der
Verfassungsgerichtshof bereits 2008
erkannte. Eine breite Öffentlichkeit kann
nach wie vor wenig damit anfangen, weil
die Hälfte der 279 Tiroler Gemeinden von
der Agrarfrage nicht betroffen ist. Den-
noch prägte die Debatte darüber mehr als
ein Jahrzehnt die Tiroler Politik.

Weil es um (Verteilungs-)Gerechtigkeit
geht, um Gleichere und Gleiche im Land.
Plötzlich bestimmte eine kleine Gruppe
im Dorf über den Grund und Boden der
Allgemeinheit. Aussitzen, Blockieren und
Bremsen – das war wiederum die Devise

der bäuerlichen Funktionäre
nach der Höchstgerichts-

entscheidung zu Mieders. Was für den
ÖVP-Bauernbund nicht sein durfte, sollte
auch nicht sein. Dadurch wertete er die
Agrarhardliner auf und erschwerte eine
politische Lösung zugunsten der Gemein-
den. Wegen des Agrarstreits waren man-
che Kommunen tief gespalten und sind
es teilweise noch. Und der Bauernbund
manövrierte sich selbst in eine seiner
größten Krisen seit der Gründung 1904.
Im Schmollwinkel der bewussten agra-
rischen und rechtlichen Selbsttäuschung
ist es darüber hinaus heute oft noch eng.

Lange musste der Rechtsstaat auf die
Durchsetzung warten. Erst 2014 beschloss
die schwarz-grüne Landesregierung mit
dem Agrargesetz einen bürokratischen,
aber lebbaren Kompromiss. Tirol rühmt
sich gerne als älteste Festlanddemokra-
tie, doch in der Agrardiskussion hat sich
diese landesübliche politische Selbst-
beweihräucherung rasch verflüchtigt.
Die Lösung der Agrarfrage war wahrlich
kein politisches Meisterstück; zu sehr
wurde auf Zeit gespielt und auf das vom
italienischen Fußball bestens bekannte
Catenaccio (Verteidigungsriegel) vertraut.

Doch Schwamm drüber. Seit dem neu-
en Agrargesetz sind die Gemeinden end-
lich in der kontrollierten Offensive und
stehen die Agrarhardliner im Abseits.

Lesen Sie dazu mehr
auf Seite 4

peter.nindler@tt.com

Pflege im Alter wird immer mehr zum Thema, die Heime
sind teils voll, andererseits ist die Betreuung in den
eigenen vier Wänden für viele nicht leistbar. In einer
verpflichtenden Pflegeversicherung sehen viele einen
möglichen Ausweg.

21% Ich bin für eine verpflichtende gesetzliche Pflegever-
sicherung.
7% Das sollte jedem freigestellt bleiben – wie bei Rechts-
schutz und einer gesundheitlichen Zusatzversicherung.
72% Diejenigen, die ein Leben lang ins Sozialsystem ein-
gezahlt haben, sollten auch Anrecht auf einen Heimplatz
haben.

Die Umfrage
finden Sie auf
www.tt.com

Frage des Tages (795 Teilnehmer)

Islamischer
Humanismus?

Von Helmut Reinalter

I
n den aktuellen Debatten über den
Islam und Islamismus geht es um
wesentliche Fragen der Rahmenbedin-

gungen, die ein gedeihliches Miteinander
mit anderen Religionsgemeinschaften
ermöglichen. Der Islamismus verlangt von
den Muslimen die Unterwerfung und abso-
lute Hingabe im Umgang mit der Religion.
Gott ist der Gesetzgeber und nicht der
Mensch. Islamforscher meinen, dass die
Mehrheit der Muslime friedlich und fried-
liebend sei, dass es aber auch unter ihnen
Reformverweigerer gibt, obwohl Mündig-
keit und kritisches Denken eigentlich zum
Islam gehören. Religion sollte auch als eine
Quelle der Spiritualität und Selbsterkennt-
nis gesehen werden. Der Koran ist nicht das
ewige Wort Gottes, sondern vom Menschen
erschaffen.

Wesentliche Aufgabe für den liberalen
Islam ist heute, die Gesellschaft gerechter,
humaner, verantwortungsvoller und
barmherziger zu gestalten. Die islamische
Religion ist kein statisches Konstrukt, sie
wandelt sich mit dem Menschen. Auch der
Koran muss immer wieder neu kontextuali-
siert werden.

Liberale Muslime fordern für den Islam
eine Reform, weil er im Kern eine Religion
der Barmherzigkeit ist. Er braucht die Säku-
larität, um sich vor politischem Missbrauch
schützen zu können. Was unbedingt in
diesem Zusammenhang forciert werden
müsste, ist ein interreligiöser Dialog, wozu
die Achtung und der Respekt unter den

Religionen eine wesentliche Voraus-
setzung darstellen.

helmut.reinalter@uibk.ac.at

Helmut Reinalter war Professor für
Geschichte der Neuzeit an der Uni
Innsbruck und ist heute Leiter des
Privatinstituts für Ideengeschichte.

Gastkommentar
Karikatur „Vorstellungsgespräch“
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Der Tourismus
und „Jack“

stehen nie still
Jakob „Jack“ Falkner

(Tourismusvisionär und Seilbahner)

D
er Ötztaler mit „Baujahr“ 1956 ist
weit über die Ötztaler Berggipfel
hinaus als „Jack“ bekannt. Er ent-

stammt als eines von vier Kindern der Ehe
von Hans und Margret Falkner. Der Vater,
„Buggls Hans“, gilt als einer der Touris-
mus-Pioniere Tirols. Abseits dieser großen
Fußstapfen spurt sich der Sohn seinen
eigenen Weg durch den Tiroler Tiefschnee.
Begonnen hat Jack seine Karriere bei den
Bergbahnen Sölden, deren Geschäftsfüh-
rer und Miteigentümer er mittlerweile ist.
Als Aufsichtsrat im Ötztal Tourismus wacht
Falkner nicht nur über die Geschicke und
Finanzen, sondern befeuert mit seinen
Ideen immer wieder die touristische Glut
im Tal. Durch seinen Weitblick sind bahn-
brechende Projekte wie die Tirol Therme
Aqua Dome oder die Area 47 zumindest
europaweit Thema. Mit der Idee, Sölden
und das Ötztal als James-Bond-Drehort zu
etablieren, ist Falkner der bislang aufse-
henerregendste Coup gelungen. Dass sich
die 007-Marke bestens dazu eignet, die
positiven Eigenschaften des Ötztals als
Tourismusdestination zu transportieren,
daran hat Jack keine Sekunde gezweifelt.
„Spectre“, der 24. Film der 007-Reihe,
brauchte keine Woche, um seine Produk-
tionskosten von 245 Millionen einzuspie-
len. Dem Ötztaler Visionär ist es aufgrund
seiner Beharrlichkeit gelungen, mit „007
Elements“ eine weltweit einzigartige In-
stallation an Land zu ziehen. Die außer-
gewöhnliche Architektur auf 3050 Metern,
erreichbar mit topmodernen Bahnen und
traumhafter Bergkulisse, wird mit Sicher-
heit eine weitere spektakuläre Sehens-
würdigkeit. Ins langfristige touristische
Konzept sowohl der Bergbahnen Sölden
als auch des Ötztal Tourismus passt das
nächste, bereits in Schwebe befindliche
Millionenprojekt. Die „Gletscherehe“ mit
dem Pitztal wäre ein weiterer Meilenstein
auf Falkners Agenda. Wobei Falkner nicht
gezögert hat, sich aus einer defizitären
Skihalle zurückzuziehen, denn was man
ihm durchaus unter-
stellen darf, ist, dass
er rechnen kann.
(top)

Lesen Sie
dazu mehr
im Lokalteil

Kopf des Tages

Pflege ist kein Rundum-sorglos-Paket

Von Anita Heubacher

W
as beim Thema Pflege auf uns
zukommt, ist seit Langem klar
und ebenso lange ungelöst: Die

Pflege ist jetzt schon schwer zu finanzieren
und wird sich in naher Zukunft nicht mehr
finanzieren lassen, wenn nicht gegenge-
steuert wird.

In den letzten Jahren sind die Transfer-
zahlungen für den Sozialbereich enorm
gestiegen. Der Staat muss immer öfter
einspringen, weil das Pflegegeld nicht
ausreicht. Die Finanzierungslücke ist
größer geworden und wird noch größer
werden, weil es immer mehr ältere und
lange pflegebedürftige Menschen gibt, de-
nen wenig Junge aus geburtenschwachen

Jahrgängen gegenüberstehen. Die Lücke
wird auch größer, weil das Pflegegeld kaum
wertgesichert wurde. Jahr für Jahr gab es
fürs Pflegegeld weniger Pflegeleistungen,
gebraucht wurden sie trotzdem und von
der öffentlichen Hand finanziert.

Und was machen Bundes- und Landes-
politik? Sie schaffen zuerst den Kinder-
und dann den Pflegeregress ab. Letzteres
kurz vor den Nationalratswahlen, ohne
Gegenfinanzierungsmodell. Das Signal
der Politik an die Wähler: Der Staat wird
es richten. 1. Es ist Kindern nicht zu-
mutbar, einen kleinen Prozentsatz ihres
Einkommens für die Pflege ihrer Eltern zu
bezahlen. 2. Der Zugriff auf das Vermögen
ist unzulässig. Statt Härtefälle abzufedern,
trifft die Abschaffung des Pflegeregresses

alle gleich. Die Allgemeinheit zahlt, auch
wenn der Pflegling vier Zinshäuser besitzt.
Die Erben freut’s.

Als ob die österreichische Vollkasko-
mentalität, der Staat wird es schon richten,
nicht ohnehin bereits genug ausgeprägt
wäre, drängen solche politischen Schritte
ein möglicherweise aufkeimendes Gefühl
der Selbstverantwortung zurück. So wie
die Vorgängerregierungen wird auch diese
Bundesregierung sehr wahrscheinlich kei-
ne tragfähigen Finanzierungsmodelle auf
den Tisch legen. Solidarische Pflegeversi-
cherung hieße eine Erhöhung der Lohn-
kosten, Wiedereinführung des Kinderre-
gresses wird als politischer Selbstmord
empfunden, Erbschafts- oder andere neue
Steuern sind tabu. Wir können also davon

ausgehen, dass die Finanzierungslücke
weiter und weiter wächst und es der Staat
immer weniger richten wird.

Zumindest diese unliebsame Wahrheit
sollte die Politik den Wählern zumuten. Es
wäre so wichtig, das Bewusstsein zu schär-
fen, dass Pflege ohne Selbstverantwortung
und ohne gesellschaftliches Engagement
bereits jetzt nicht funktionie-
ren würde und künftig noch
weniger funktionieren
wird.

50 Prozent der Österreicher sorgen sich um die Finanzierung der Pflege. Dabei herrscht die Auffassung vor, dass es
die öffentliche Hand richten soll. Die wird das nicht schaffen. Auch, weil in regelmäßigen Abständen gewählt wird.

Leitartikel

Lesen Sie dazu mehr
auf Seite 3

anita.heubacher@tt.com
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Kurzmeldungen

Staplergabel
traf Arbeiter

Ein Verletzter
bei Auffahrunfall

Motorradunfall nach
Pause für Fotos

Forstarbeiter nach
Sturz bewusstlos

Wechselbetrüger ausgeforscht
Buch – Zwei Arbeiter, 43
und 55 Jahre alt, waren am
Dienstag bei einer Firma
in Buch damit beschäftigt,
einen Tieflader mit einem
Stapler zu beladen. Dabei
klappte plötzlich die Gabel
hinunter und traf den Jün-
geren. Der Mann stürzte,
schlug mit dem Kopf auf
dem Asphalt auf und ver-
letzte sich dabei. (TT)

Imst – Am Dienstag fuhr
ein 71-jähriger Deutscher
mit seinem Auto auf der
Mieminger Straße auf das
Ende einer Fahrzeugko-
lonne auf. Dabei schob er
einen 79-jährigen Motor-
radfahrer auf ein vor ihm
fahrendes Wohnmobil. Der
Biker wurde unbestimm-
ten Grades verletzt und ins
BKH Zams gebracht. (TT)

Breitenwang – Ungewöhn-
licher Unfall in Breiten-
wang: Nach einem Halt,
um Fotos zu machen, ver-
gaß ein Brite am Mittwoch,
den Seitenständer seines
Motorrades einzuklappen.
Als der 57-Jährige losfuhr,
wurde die Maschine ausge-
hebelt. Beim Sturz erlitten
der Lenker und die Beifah-
rerin Verletzungen. (TT)

Kundl – Bei Forstarbeiten
in Kundl stürzte gestern ein
68-jähriger Einheimischer
15 Meter über eine steile
Böschung. Der Mann verlor
dabei das Bewusstsein und
blieb auf einem Forstweg
liegen. Dort wurde er von
einem Traktorfahrer ent-
deckt. Flugretter brachten
den Arbeiter in die Inns-
brucker Klinik. (TT)

Kirchbichl – Beamten der Po-
lizeiinspektion Kufstein ist
es nach umfangreichen Er-
mittlungen gelungen, einen
mutmaßlichen Geldwechsel-
betrüger auszuforschen. Der
41-jährige Österreicher wird
verdächtigt, Anfang Mai in
einer Postfiliale in Kirchbichl
durch häufiges Wechseln von
20-Euro-Scheinen einen vier-
stelligen Eurobetrag ergau-
nert zu haben. (TT)

Der Filiale fehlten nach dem Wech-
seln mehrere tausend Euro. Foto: APA

Nach jahrelangen Debatten erhielten die Gemeinden die Verfügungsgewalt über das Gemeindegut zurück. Foto: Böhm

34,5 Mio. Euro jetzt
auf Gemeindekonten

Von Peter Nindler

Innsbruck – Seit Mitte der
2000er-Jahre beschäftigten
die aus Gemeindegrundstü-
cken und -wald entstandenen
Gemeindegutsagrargemein-
schaften die heimische Poli-
tik. Schließlich wechselten in
den 1950er- und 1960er-Jah-
ren nicht weniger als 3,5 Mil-
liarden Quadratmeter Grund-
fläche den Besitzer; weg von
den Gemeinden hin zu den
bäuerlichen Agrargemein-
schaften. 50 bzw. 60 Jahre
später stellte derVerfassungs-
gerichtshof am 11. Juni 2008
allerdings klar: Den Agrarge-
meinschaftsmitgliedern, die
mit dem Gemeindegut durch
Verpachtung, Grundstücks-
oder Schotterverkäufe gute
Geschäfte gemacht haben,
verbleibt nur noch die Wald-
und Weidenutzung. Die Ge-
meinden erhalten wieder die
Substanz und das Vermögen.
Es dauerte aber noch einmal
sechs Jahre, bis diese Richtli-
nie im Agrargesetz 2014 ge-
setzlich festgezurrt wurde.
Und heute?

Der Leiter der Abteilung
Agrargemeinschaften im Amt
der Landesregierung, Bern-
hard Walser, spricht von ei-
ner deutlichen Entspannung
und Routine. „Aufgrund der
Vorgeschichte ist es jedoch
ein komplexes Miteinander.“
Manche Gräben seien nach
wie vor tief. Für Agrarreferent
und Bauernbundobmann
LHStv. Josef Geisler (VP) geht
es ebenfalls ganz gut. „In ei-
nigen Gemeinden sind die

Verletzungen zwar spürbar
und es ist nicht so einfach.
Das liegt meist an den han-
delnden Personen.“ Insge-
samt sei eine gute Zusam-
menarbeit wichtig. Vor allem
für die Waldbewirtschaftung.
„Auf den Holzeinschlag, der
forciert werden muss, wirkte
sich die Agrardebatte näm-
lich negativ aus.“

Gemeindepräsident Ernst
Schöpf sieht in der 2014 er-
folgten Regelung einen gang-
baren Weg. „Obwohl ich
überzeugt bin, dass die bes-
te Lösung eine Rückübertra-
gung des Gemeindeguts an
die Kommunen wäre.“

Seit vier Jahren verwalten
die Gemeinden den nicht-
agrarischen Teil der 256 Ge-
meindegutsagrargemein-
schaften. Auch das Vermögen
bzw. die Rücklagen gingen an
sie zurück. Das waren rund
35 Millionen Euro. Trotz Ent-
nahmen wirtschaften die Ge-
meinden als Substanzverwal-
ter sorgsam. 34,5 Millionen

Euro betragen die Reserven.
Die Agrarabteilung er-

ließ zuletzt neue Satzungen
und führt Neuregulierungen
durch. „15 bis 20 Verfahren
sind abgeschlossen.“ Vermö-
gensrechtliche Auseinander-
setzungen, also endgültige
Trennungen, gibt es noch kei-
ne, obwohl laut Walser schon
Verfahren anhängig sind.
Rechtlich haben die Höchst-
gerichte eine rote Linie ge-
zogen. „Das ist natürlich
wichtig. Derzeit sind einige
Verfahren anhängig, diese
betreffen u. a. die Abgeltung
der besonderen unterneh-
merischen Leistungen“, wie
Walser erklärt.

Andererseits hoffen die
Agrarhardliner um Anwalt
Bernd Oberhofer mit Hilfe
einer Schweizer Prozessfi-
nanzierungsagentur doch
noch auf eine Wende beim
Menschenrechtsgerichtshof
in Straßburg. Alle wesentli-
chen Agrarverfahren haben
Oberhofer und Co. bisher
aber verloren. 95 Agrarge-
meinschaften mit 2800 Mit-
gliedern schlossen sich dem
Verein zur Förderung der
Eigentümerinteressen an
und klagten gegen die ihrer
Meinung nach „entschädi-
gungslosen Enteignungen“
in Höhe von 1,8 Milliarden
Euro. Noch ist der innerös-
terreichische Instanzenweg
laut Oberhofer nicht aus-
geschöpft (Zivilrecht und
Klagen wegen bestimmter
vermögensrechtlicher An-
sprüche). Deshalb muss
Straßburg noch warten.

Vor zehn Jahren, am 11. Juni 2008, hielt der Verfassungsge-
richtshof der Tiroler Politik den Agrarspiegel vor Augen.

„ In einigen Ge-
meinden sind die

Verletzungen spürbar.
Das liegt meist an den
handelnden Personen.“

LHStv. Josef Geisler/VP
(Agrarreferent) Foto: Rudy De Moor

Frage des Spielraums
wird entscheidend

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – VP-intern wird
heute Klartext zu reden sein.
VP-Klubchef Jakob Wolf und
Wohnlandesrätin Beate Pal-
frader werden in Innsbruck
auf August Wöginger treffen,
seines Zeichens Sozialspre-
cher der Bundespartei. Wö-
ginger soll die Wogen glätten.
Denn das von Schwarz-Blau
präsentierte neue Mindest-
sicherungsmodell über ganz
Österreich hat insbesondere
die Westachse aufgeschreckt.

Tirol, Vorarlberg und Salzburg
stehen zwar einer Vereinheit-
lichung nicht ablehnend ge-
genüber, aber die Verwirrung
rund um die Wohnkostenzu-
schüsse hat dann doch mas-
sive Kritik geerntet. Insbe-
sondere aus den Reihen der
Landesgrünen. In allen drei
Ländern sitzen sie mit im Re-
gierungsboot.

Zunächst hatte es von Sei-
ten des Bundes geheißen,
die Wohnkosten seien in die
künftige Mindestsicherungs-
Obergrenze von 863 € für Ein-
zelpersonen einzurechnen.
Später wurde das insoweit
präzisiert, als dass den Län-
dern doch in Sachen Wohn-
zuschuss ein Spielraum auch
jenseits der 863 Euro in Aus-
sicht gestellt wurde. Wie weit
dieser aber reichen soll und
wie sich dieser im Gesetzes-
entwurf wiederfinden wird –
all das ist bis dato unklar. Das
VP-interne Treffen soll heute
Klarheit bringen. Derzeit rei-
chen die in Tirol ausbezahlten
Wohnkostensätze teils nicht

aus – aus diesem Grund ver-
einbarte Schwarz-Grün in Ti-
rol auch eine Anhebung dieser
Wohnsätze. Zuletzt hatte aber
VP-NR Franz Hörl auch einen
bundesweiten Deckel für den
länderspezifischen Wohnkos-
tenspielraum gefordert.

Landeshauptmann Gün-
ther Platter versuchte bereits
gestern, mögliche Spannun-
gen im Vorfeld dieses Treffens
zu beseitigen. Er habe die
Thematik mit Bundeskanzler
Sebastian Kurz besprochen,
sagt er gegenüber der TT. Kurz
habe ihm versichert, dass die
Länder ihre verlangten Spiel-
räume in Sachen Wohnkosten
bekommen würden. Die regi-
onalen Unterschiede müssten
ausgeglichen werden, fordert
Platter: „Ich bin zuversicht-
lich, dass wir hier gemein-
sam eine gute und tragfähige
Lösung finden werden.“ Mit
weiteren – ebenfalls öster-
reichweit in der Kritik stehen-
den – Reformschwerpunkten
(Verknüpfung mit Arbeits-
und Integrationsbereitschaft;
Tarifstaffelung bei Mehrkind-
familien) zeigt sich Platter
allerdings weiter zufrieden.
Teils seien diese Punkte in Ti-
rol bereits umgesetzt, sagt er.

Was die Neuausrichtung

der Tiroler Wohnkostenver-
ordnung betrifft, so habe es
zwischen der Arbeitsgrup-
pe „Bündnis“ – einer Platt-
form aus bis zu 70 sozialen
Einrichtungen und rund 20
Dachverbänden – und der
Tiroler Härtefallkommission
zwar konstruktive Gespräche,
aber noch keine Einigung ge-
geben. Das bestätigt Ludwig
Plangger, Obmann der Arge

SODiT. Konsens herrsche bei
den Wohnsätzen für Einper-
sonenhaushalte, darüber hin-
aus gebe es unterschiedliche
Vorstellungen. Man merke,
dass Platter sehr für den Ti-
roler Spielraum kämpfe, wol-
le nun aber vorerst mit einer
Bewertung warten, bis eine
neue Verordnung auf dem
Tisch liege. Die Härtefallkom-
mission jedenfalls sei nur als
Feuerwehr gedacht gewesen:
„Sie darf keine Dauereinrich-
tung werden“, sagt Plangger.

Mindestsicherung: LH Platter vertraut auf Zusagen von
Kanzler Kurz, Wohnkostenverordnung weiter unklar.

Zentral in der Mindestsicherungsfrage: Wie groß wird der Spielraum sein,
den der Bund den Ländern in der Wohnkostenfrage zugesteht? Foto: De Moor

„ Es braucht ein
Modell, das den

Ländern den notwen-
digen Spielraum lässt.“

Günther Platter
(Landeshauptmann, ÖVP)

„Die Gespräche sind
sehr konstruktiv

verlaufen, wurden aber
durch die Bundesvorga-
ben überschattet.“

Ludwig Plangger
(Obmann Arge SODiT)

Politik in Kürze

A b 1. Jänner wird ein
Bildungsdirektor die

Agenden des Landesschul-
rats und der Bildungsdirek-
tion des Landes führen. Bis
dahin führt Schullandes-
rätin Beate Palfrader (VP)
noch in Personalunion die
Agenden. Gestern wurde

sie als Landesschulratsprä-
sidentin wiederbestellt.

Der freiheitliche LA Ale­
xander Gamper begrüßt

die Forderung der Gemein-
den, die Freizeitwohnsitz-
pauschale künftig den Ge-
meinden zuzusprechen.

D as Transitforum Aus-
tria-Tirol kritisiert

das kriminelle Fahrver-
halten der Transit-Lkw.
„Geschwindigkeit und Ab-
stand werden standard-
mäßig nicht eingehalten“,
ist Transitforumchef Fritz
Gurgiser empört. (TT)

Palfrader bleibt vorerst Präsidentin
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